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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Arbeit 
(19. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf 
eines Zweiten Gesetzes zur Änderung des Gesetzes 
über den zivilen Ersatzdienst 

— Drucksache V/3795 — 


A. Bericht des Abgeordneten Müller (Remscheid) 


I. Allgemeines 

Der Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Änderung 
des Gesetzes über den zivilen Ersatzdienst ist dem 
Präsidenten des Deutschen Bundestages mit Datum 
vom 30. Januar 1969 zugeleitet worden. Der Bundes- 
tag hat in seiner 218. Sitzung vom 26. Februar 1969 
den Gesetzentwurf an den Ausschuß für Arbeit zur 
Federführung sowie an den Verteidigungsausschuß 
zur Mitberatung überwiesen. Dieser hat den Entwurf 
am 8. Mai 1969 beraten und empfohlen, die Alters- 
grenze in § 15 a von 24 auf 23 Jahre herabzusetzen. 

Der Ausschuß für Arbeit hat den Gesetzentwurf 
in seiner Sitzung am 4. Juni 1969 abschließend bera- 
ten und ihn mit Mehrheit angenommen. Der Entwurf 
der Bundesregierung hat zum Ziel, daß anerkannte 
Kriegsdienstverweigerer nicht zum zivilen Ersatz- 
dienst herangezogen werden, wenn sie den Ersatz- 
dienst aus Gewissensgründen verweigern, jedoch 
bereit sind, in einer Kranken- oder Heil- und Pflege- 
anstalt zu arbeiten. 


II. Die Vorschriften im einzelnen 

Artikel 1 

Zu Nummer 1 (§ 15 a) 

Der Ausschuß stimmt dem Leitgedanken des Ent- 
wurfs grundsätzlich zu (Absatz 1). 

Zu Absatz 2 hat der Verteidigungsausschuß vor- 
geschlagen, anstelle des 24. Lebensjahres das 23. Le- 
bensjahr treten zu lassen. Der Ausschuß für Arbeit 
hat sich diesem Vorschlag auf Grund der Erläuterun- 
gen des Regierungsvertreters angeschlossen. 

Zu Nummer 2 (§ 79 Nr. 5) 

Der Ausschuß stimmt der Vorschrift zu. 

Artikel 2 

bestimmt das Inkrafttreten. 


Bonn, den 24. Juni 1969 


Müller (Remscheid) 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Gesetzentwurf — Drucksache V/3795 — mit 
der Maßgabe anzunehmen, daß in Artikel 1 Nr. 1 
in § 15 a Abs. 2 das Wort „vierundzwanzigsten" 
durch das Wort „dreiundzwanzigsten" ersetzt 
wird, 

2. die zu dem Gesetzentwurf eingegangenen Peti- 
tionen für erledigt zu erklären. 


Bonn, den 24. Juni 1969 


Der Ausschuß für Arbeit 

Müller (Remscheid) 

Vorsitzender und Berichterstatter 
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